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SPIEGEL: Herr Professor, vor zwei Wochen 

schien die Welt noch in Ordnung …

Adorno: Mir nicht.

                                  Der Spiegel, 5. Mai 1969

Das Corona-Regime

Die Maschen der Macht werden enger. So jedenfalls 
will es nach einem Jahr des Corona-Regimes schei-
nen. Ein immer dichter werdendes Netz von Ermah-
nungen, Maßnahmen, Restriktionen und schlichten 
Verboten überzieht die bürgerliche Lebenswelt und 
legt weite Teile der Volkswirtschaft lahm. Wie lange 
das gut geht, steht dahin. 

Denn der Bundesregierung und den Behörden 
der Länder ist es gelungen, innerhalb eines Jahres 
eine so beachtliche Anzahl von schwerwiegenden 
Fehlleistungen aneinanderzureihen, dass es auch 
den Qualitätsmedien nicht verborgen bleiben konn-
te: Der lange bestrittene Schutzeffekt einer »Masken-
pflicht« und dann deren brachiale Durchsetzung, 
für die wiederum die Bundeswehr ein Transport-
flugzeug in der Ukraine anmieten musste, um die 
Masken aus China heranzuschaffen; die lücken- und 
fehlerhafte Erfassung und Übermittlung der Infekti- 
onszahlen an den Grenzen, in den Krankenhäusern, 
den Pflege- und Altenheimen; das Scheitern einer 
»Corona-App«; die Überforderung der rund 380 
deutschen Gesundheitsämter und die ernüchternde 
Ahnungslosigkeit des Robert Koch-Instituts; die irr-
lichternde Lockdown-Politik; die Missstände beim 
Auszahlen der »Überbrückungsgelder« und schließ-
lich das Versagen einer Impflogistik, die um die 
Jahreswende in ein »Impfchaos« mündete, ergeben 
das Bild einer orientierungslosen Regierung und  
einer funktionsuntüchtigen Verwaltung. 

Aber dieser Schein trügt. Denn Politiker folgen ihren 
eigenen Gesetzen. Im postdemokratischen Zeitalter 

hat politisches Handeln eine andere Logik als jene 
der »hochkomplizierten Sachgesetzlichkeiten«, von 
denen Soziologen eine Zeitlang glaubten, sie könn-
ten »der Lösung der politischen Aufgaben ihren 
Weg vorschreiben«.1 In Analogie zu Odo Marquards  
»Inkompetenzkompensationskompetenz« der Philo- 
sophen2 könnte man den handelnden Akteuren in 
der Corona-Krise eine »Kompetenzsimulationskom- 
petenz« zusprechen. Und dieses Handwerk be-
herrscht die Politik. Man sollte eine Regierung nicht 
unterschätzen, der es im engen Schulterschluss mit 
Wissenschaft und Medien gelingt, die »Alltagsmaske« 
von einem belächelten Symbol des Politikversagens 
umzudeuten in eine Geste freudiger Unterwerfungs-
bereitschaft. Ein wirklichkeitsentrücktes Buch des 
britischen Journalisten John Kampfner bescheinigt 
der Kanzlerin, in der Corona-Krise den »ultimate 
test of leadership« bestanden zu haben.3 Der deut-
sche Beobachter weiß hingegen, dass die Bundes-
kanzlerin nach Wochen des Zauderns und Zögerns 
erstmals am 18. März 2020 sich zum Thema Corona 
geäußert hat – nachdem klar war, in welche Richtung 
sich die Stimmung der Bevölkerung wenden würde. 
Den »Leadership«-Test hat sie damit zwar nicht  
bestanden, wohl aber den Populismus-Test. 

Denn handlungsleitend für die politischen Akteure 
sind nicht »die Zahlen« des Infektionsgeschehens, 
von denen ohnehin niemand, auch die Urheber 
nicht, weiß, was sie eigentlich bedeuten, auf die man 
sich aber festlegt, weil sie politische Effekte erzielen. 
Wie beim »body count« der US-Army im Vietnam-
krieg wird die »Zahl der Toten zu einem eigenstän-
digen Maß für die ›Performanz‹«.4 Aber auf diese 
Zahlen kommt es gewiss nicht wirklich an bei der 
politischen Entscheidungsfindung.

Handlungsleitend sind »die Zahlen« der Meinungs-
forschungsinstitute. Was die bedeuten, weiß man, 
und nach deren Logik hat die Regierung alles rich-
tig gemacht. Sie ist nicht nur immer noch im Amt,  
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sondern genießt seit knapp einem Jahr unvermindert 
hohe Zustimmungswerte. Und den Sinn für Priori-
täten hat sie dennoch nicht verloren. Am 6. Januar 
2021, das Impfchaos hatte gerade einen vorläufigen 
Höhepunkt erreicht, verkündete sie einen Gesetz-
entwurf für eine Frauenquote in Vorständen großer 
Unternehmen. Am gleichen Tag entließ der bayeri-
sche Ministerpräsident seine überforderte Gesund-
heitsministerin (w), die ihr Amt unverkennbar eben 
einer solchen Frauenquote verdankte, und ersetzte 
sie durch ihren Staatsekretär (m). 

Die verbreitete Klage darüber, dass in diesem  
Regime die Parlamente praktisch ausgeschaltet wur-
den, zielt weit an der politischen Wirklichkeit vor-
bei. Seit der »Euro-Rettung« vor zehn Jahren weiß 
die Bundesregierung, dass sie für jede beliebige  
Entscheidung parlamentarische Zustimmung auf 
Volkskammerniveau erzielen und deshalb gleich 
darauf verzichten kann. Auch parlamentarische Ent-
scheidungen werden von den Machtapparaten der  
Regierungsbehörden und der Parteien weitgehend 
kontrolliert. Das ist kein Geheimnis und hat als »par-
lamentarisches Regierungssystem« längst die Weihen 
der zuständigen Wissenschaft erhalten, der die Vor-
stellung, das Parlament kontrolliere die Regierung, 
nur noch »altmodisch« erscheint.5

 
Der kalte Hauch der DDR

Andererseits: Zur effektiven Bewältigung einer pan-
demischen Krise fehlen dieser Art von Politik alle 
Voraussetzungen. So bleibt ihr nur der Rückgriff auf 
das Repertoire eines Notstandsregimes, das noch 
altmodischer ist als die Gewaltenteilung zwischen 
Regierung und Parlament. Sein Vorbild ist weniger 
der schon hinreichend problematische Art. 48 der 
Weimarer Reichsverfassung, sondern eher das Ver-
teidigungsgesetz der DDR von 1961, das mit den 
»Rechten der Bürger« (§ 4) wenig Umstände machte: 
Sie wurden abgeschafft.6 

Nicht von ungefähr weht der kalte Hauch der DDR 
durch das Land, wenn die Bundeskanzlerin und ihre 
Entourage immer mal wieder von den »Sicherheits-
organen«7 der Bundesrepublik sprechen.8 Auch die 
Notstandslogik der Bundes- und Länderregierungen 
hat ihre Machtmechanismen der DDR-Politik ent-
lehnt: Es ist ein Regime von Befehl und Gehorsam, 
Überwachen und Strafen, abgesichert durch die Diffa- 
mierung von Kritikern, die Konformität der Massen-
medien und die Akklamation der Wissenschaft. Abge-
rundet wird die DDR-Anmutung durch Reiseverbote, 

Ausgangssperren, Lieferengpässe, Rationierungen 
und »Berechtigungsscheine« für Schutzmasken in 
DDR-Qualität, Nachrichtenkontrolle, »Nachverfolgen« 
von Kontakten – das aber dann doch kaum erfolgt, 
weil den meisten Gesundheitsämtern die digitale 
Ausstattung dafür fehlt –, Ermunterung zur Denun-
ziation ordnungswidriger Nachbarn. Über DDR-Maß 
hinaus geht freilich das von der Berliner Infektions-
schutzverordnung verhängte Verbot des »Singens in 
geschlossenen Räumen«. Selbst die vielbeschworene 
solidarische »europäische Lösung«, die einen »Impf-
nationalismus« verbiete, erinnert recht deutlich an 
die Solidarität der »sozialistischen Bruderstaaten«. 
Eine Regierung, die sich auf diesen Weg begeben hat, 
kennt nur noch alternativlose Entscheidungen und 
verschließt sich alle Handlungsspielräume. 

Wer das trostlose Ende der DDR noch vor Augen 
hat, dem wird die jetzt neu belebte Attraktivität die-
ses Staates und seiner Machttechniken rätselhaft 
erscheinen. Aber das ist eine Frage der Perspektive. 
Immerhin hat die DDR vierzig Jahre Bestand gehabt 
und denen, die auf der richtigen Seite der Macht 
standen, ein angenehmes Leben gesichert.9 Es hat 
also durchaus seinen Sinn, wenn bis heute führende 
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SCHNEISEN

Spitzenpolitiker, auch solche in Regierungsämtern,10 
sich beharrlich weigern, die DDR als einen »Un-
rechtsstaat« zu bezeichnen. Ihre Machttechniken 
werden noch gebraucht.

Die Maschen der Macht

»Das Leben ist der Güter höchstes ›nicht‹«, schrieb 
Schiller 1803 in seiner Braut von Messina, und er 
wusste, ebenso wie seine Zeitgenossen, dass der 
Mensch »auf den sturmbewegten Wellen / Des Le-
bens unstet treibt«.11 Modern gesprochen: Das Leben 
ist risikobehaftet. Die moderne Welt will das nicht 
wahrhaben. Ihr macht der Staat das Versprechen 
eines Zustandes »des vollständigen körperlichen, 
geistigen und sozialen Wohlergehens«.12 So näm-
lich definiert die Weltgesundheitsorganisation »Ge-
sundheit«. In modernen westlichen Gesellschaften 
erscheinen unter diesen Prämissen Krankheit und 
Tod als ein Versagen der Medizin oder des Staates 
und nicht »als eine schicksalhafte Notwendigkeit der 
Existenz«.13 Damit wird dem Staat eine Leistung ab-
verlangt, die er nicht erbringen kann,14 auch nicht 
mit den Herrschaftstechniken eines autoritären  
Regimes – und gerade mit diesen nicht. 

Denn die moderne Macht sieht anders aus.15  

Foucault hat sie wirkungsreich als »Biomacht« be-
schrieben. Die Biomacht hat ein doppeltes Gesicht. 
Sie unterwirft den einzelnen einer »Disziplin« des Kör- 
pers und des Verhaltens, das über abendländische 
Jahrhunderte hinweg in der höfischen Gesellschaft, 
in Klöstern, beim Militär, in Schulen und Fabriken 
eingeübt wurde.16 Eine späte Frucht dieser Diszipli-
nierungsanstrengung war der »homo hygienicus«,17 

ein naher Verwandter des »homo oeconomicus«. 
Dieses Eingeübtsein in ein »selbstverständliches So-
zialverhalten, das heißt, die stillschweigende Gewöh-
nung an die gewohnheitsmäßige Praxis moderner 
Staatlichkeit«,18 entsteht nicht von heute auf mor-
gen, sondern über Generationen und Jahrhunderte 
hinweg, nicht in Integrations- und Sprachkursen der  
Sozialindustrie, sondern in langwierigen Sozialisati-
onsprozessen. 

Die andere, die auf die Bevölkerung gerichtete 
Seite dieser »Biomacht«, die »Gouvernementalität«, 
ist die »Art und Weise, mit der man das Verhalten 
der Menschen steuert«.19 Sie beruht auf Wissen, auf 
umfassenden Informationen über die Zusammen-
setzung der Bevölkerung.20 Seit dem 16. Jahrhundert 
gibt es in Deutschland Kirchenbücher, die sich nach 
und nach zu Personenstandsregistern entwickeln, 

bis sie gegen Ende des 19. Jahrhunderts endgültig 
von einem staatlichen Meldewesen abgelöst wer-
den.21 Mit diesen Erfassungstechniken wird die  
»abstrakte ›Bevölkerung‹ als Gegenstand der Verwal-
tung entdeckt«. Die Personenstandsregister sind in 
Kombination mit den Grundstückskatastern und den 
Unterlagen der Finanz- und der Militärverwaltung 
die Voraussetzung für das »lückenlose Funktionieren 
des Verwaltungsapparates«.22 Die »Gouvernemen-
talität« lernte es, Daten zu sammeln, Risiken zu be-
werten und Maßnahmen zu ergreifen. Sie bewährt 
sich vor allem dort, wo es um unsichtbare Gefahren 
geht. Denn die Sammlung und Ordnung von Daten 
erlauben es, verborgene Muster aufzudecken23 und 
Risiken im Wortsinne zu »berechnen«.

Das Absterben des Staates

Aber einen Staat, der diese Ordnungsmacht ausüben 
und Risiken beherrschen könnte, gibt es nicht mehr. 
Nach einer Mitteilung des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge vom Mai 2020 haben über 
416.000 Flüchtlinge in Deutschland das Geburts-
datum »1.  Januar«.24 Das widerspricht zwar jeder 
statistischen Wahrscheinlichkeit, entspricht aber der 
Praxis der Personenstandsverwaltung in Deutsch-
land: Wer erst einmal seinen Pass entsorgt hat, kann 
seinen Geburtstag frei wählen. Auf ehemals preußi-
schem Gebiet zumindest hat es das seit dem späten 
18.  Jahrhundert nicht mehr gegeben: dass deutsche 
Behörden sehenden Auges hunderttausendfach 
falsche Beurkundungen des Personenstandes vor-
nehmen. Umgekehrt verlangt das Corona-Regime 
seinen Bürgern aber genau das ab, was der Staat zu 
tun sich weigert: Im ehemals preußischen Berlin 
wird im Corona-Jahr eine »unvollständige Anwesen-
heitsdokumentation« mit einem Bußgeld von 50 bis 
10.000 Euro geahndet.25

Auch über das Geburtsjahr kann im Deutschland 
des 21. Jahrhunderts ebenso beliebig verfügt werden 
wie über den Geburtsort oder das Herkunftsland 
oder das Geschlecht. Am 18. Dezember 2020 beju- 
belte die deutsche Sportpresse im branchenübli-
chen GröFaZ-Jargon den »jüngsten Torschützen aller 
Zeiten«. Ein 16-Jähriger hatte ein Tor in der 1. Fuß-
ball-Bundesliga geschossen. Jeder aufgrund des 
Augenscheins aufkeimende Verdacht, dass mit dem 
Geburtsdatum 20.  November 2004 des deutschen 
Jugendnationalspielers etwas nicht stimmen könne, 
war schon Jahre zuvor durch ein amtliches Doku-
ment zweifelsfrei widerlegt worden: Es handelte sich  
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um eine »Nachbeurkundung«, die 2016 im Standes-
amt Hamburg-Nord erfolgte26 – zwölf Jahre nach dem 
angegebenen Geburtsdatum und 7.800 Kilometer 
vom Geburtsort, dem kamerunischen Yaoundé,  
entfernt. Hier hat alles seine behördliche Ordnung. 

So entsteht einerseits eine behördliche »Lügen-
welt«, die sich »aus Wahrheiten zusammensetzt«.27 
Andererseits schafft diese »postmigrantische Ver-
ortungsstrategie«, von der Wissenschaft gefordert 
und umjubelt, »mehrdeutige lokale Räume«, in de-
nen sich gut leben lässt.28 Aber die behördlichen 
Verwaltungstechniken sind ohnehin obsolet. Die 
avancierte postmigrantische Gesellschaftsanalyse  
(pmG) fordert längst die Ablösung der klassischen 
Personenstandsdaten mit ihren »Fremdzuschreibun-
gen« wie Geburtsort oder Staatsangehörigkeit durch 
»Gleichstellungsdaten«, die durch »Selbstauskünfte« 
und »Selbstzuschreibungen« zur »Identifikation 
struktureller und institutioneller Diskriminierung  
beitragen«.29

Im Landesinneren bleibt das Netz gleichermaßen 
weitmaschig. Die Bundespolizeidirektion St. Augustin 
berichtet, dass am 18. Dezember 2020 am Bahnhof von 
Münster ein »17-jähriger Guineer« bei einer Polizei- 
streife einen Asylantrag stellte und die Gelegenheit 
nutzte, einen der Bundespolizisten gezielt anzugreifen, 
sodass er – trotz der »Rassismus«-Vorwürfe von rund 
25 zufällig anwesenden Passanten – festgenommen 
wurde. Die Überprüfung ergab, dass er in Deutschland 
bereits unter 16 verschiedenen Identitäten behördlich 
registriert war und damit den Attentäter vom Breit-
scheidplatz noch überbot.30 Der junge Mann hatte das 
postmigrantische Theoriekonstrukt der »Mehrfach-
zugehörigkeit« wohl gar zu wörtlich genommen.31 

Ein Staat, der das alles mit sich machen lässt, muss 
sich schwer tun mit der Kriminalitäts- ebenso wie mit 
der Seuchenbekämpfung. Aber diesen Staat gibt es oh-
nehin nicht mehr. Er existiert nur noch als leere Hülle, 
ausgehöhlt von jahrzehntelangen Erosionsprozessen. 
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Seit dem ausgehenden 20. Jahrhundert gibt es starke 
Tendenzen zur Delegitimation des Staates durch par-
tikulare separatistische, ethnische, neuerdings auch 
sexuelle und sonstige Gruppen und Bewegungen.32 
Neu hinzugekommen ist die gegenläufige und doch 
eng verwandte Bewegung eines entgrenzten Univer-
salismus, der getragen wird von den globalen Eli-
ten.33 Er findet seinen ideologischen Rückhalt in den 
Postulaten von »Grenzüberschreitung und Grenzauf-
lösung«,34 die wiederum in den Forderungen nach 
»Öffnung, Entgrenzung und Deregulierung des Sozia-
len« und einer Kritik an der staatlichen »Überregulie-
rung« münden.35 Ihren gemeinsamen Nenner finden 
diese scheinbar gegenläufigen Strömungen der par-
tikularistischen Einkapselung und universalistischen 
Entgrenzung in der Zerschlagung des Staates. Unter 
diesen Voraussetzungen lässt sich effektives staatli-
ches Handeln auch in der Corona-Krise nicht mehr 
exekutieren, sondern nur noch simulieren. 

So ist es am Ende doch noch zum von der marxis-
tischen Theorie prophezeiten »Absterben des Staa-
tes« gekommen, ohne dass freilich das Proletariat 
den versprochenen Gewinn daraus gezogen hätte.36 
Die Profiteure sind die anderen. Ein zerschlagener 
und gelähmter Staat wird zum Manövrierfeld globa-
ler Hasardeure, die überall ihre willigen Vollstrecker  
finden.

Das letzte Rätsel

Ein Rätsel bleibt: Warum funktioniert es? Warum 
unterwirft sich die Bevölkerung einem offensichtlich 
unwirksamen Notstandsregime? Warum duldet sie 
die Zerschlagung der bürgerlichen Ökonomie und 
die Lähmung des gesellschaftlichen Lebens? 

Wirklich lösen lässt sich das Rätsel nicht, zumal 
sich die gleiche Frage für die anderen westlichen 
Demokratien in ähnlicher Form stellt. Es liegt auf 
der Hand, dass die Bereitschaft zur Aufgabe von Frei-
heitsansprüchen zugunsten von Sicherheitsverspre-
chen umso höher ist, je stärker das Gefühl der Be-
drohung wächst. Wenigstens das hat die Regierung 
verstanden, und so betreibt sie Panikstimulation statt 
Krisenkommunikation. In Deutschland fällt das auf 
besonders fruchtbaren Boden, denn die »Mobilisie-
rung der Angstkultur« gehört seit den Friedens- und 
Umweltbewegungen der 1970er Jahre mit ihrer »ge-
nerellen Aufwertung der Angst« zu den erfolgreichs-
ten Instrumenten bei der Durchsetzung politischer 
Ziele.37 Heute wird speziell in der Klimadiskussion 
die Panikbereitschaft als politische Tugend gefeiert, 
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unter deren Schutzschild unreife Halbwüchsige 
von den durchinfantilisierten politischen und Wirt-
schaftsführern der westlichen Welt als Heilsbringer 
umjubelt werden.38 Es wird späteren Forschergene-
rationen vielleicht gelingen zu entschlüsseln, warum 
erwachsene Menschen sich in dieser Weise selbst 
zum Narren machen konnten. 

Für die Philosophen von Kierkegaard über  
Heidegger bis Sartre war die Angst ein angenehmes 
Gefühl: »Die Möglichkeit der Freiheit meldet sich 
in der Angst an«,39 versicherten sie. Aber die Angst 
der Philosophen ist nicht die Angst der kleinen Leu-
te, und auch die Freiheit ist nicht jedermanns Sache, 
und es stellt sich die Frage, »ob nicht inzwischen die 
soziale Sicherheit an ihre Stelle getreten ist.«40 Was 
den einen als Aufruf zur Freiheit erscheinen mag, 
wirkt bei den anderen als Anreiz zur Unterwerfung: 
»Angst macht die Menschen abhängig von Verfüh-
rern, Betreuern und Spielern. Angst führt zur Tyran-
nei der Mehrheit.«41 Aber umgekehrt gilt auch: Wenn 
die Angst schwindet, aussagekräftigen Daten und 
einem nüchternen Risikokalkül weichen muss, dann 
schwindet auch die Unterwerfungsbereitschaft. 
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